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diese nıcht 1mM triıdentinıschen RıtusGroßbritannien und Kontinentaleu- Retormen bewußt, aber auch der Tat-
ropa gegenüber. Dem Erzbischot VO  3 sache, dafß diese 1Ur sehr aAllmählich mıiıtteiern könnten. Die englischen

eingeführt werden können. Besonders ‚„„Trıdentiner“‘ werden mıiıt AusnahmenCanterbury, Donald Coggan, 1St
treundschafrtlich verbunden. Anglıka- schmerzlıch empfindet als Benedik- den wenıger gebildeten Schichten und
NCI, denen die evangelıkale, moralı- tiner negatıve Nebenwirkungen der den höheren Altersgruppen zugerech-

net Keıine Beziehung wurde zwıschenstische Art iıhres Prımas nıcht behagt, gottesdienstlichen Veränderungen, auf
behaupten, die christliche Führungs- die Ianl iın Großbritannien nıcht w1€e ın eiınem lıturgıschen und einem polıitı-
rolle, die normalerweıse VO Erzbi- Deutschland un! Frankreıich VO ]ı- schen Konservatısmus festgestellt. Der
schof VO  . Canterbury ausgeübt wiırd, turgıschen Reformbewegungen her britische Leftebvre-Anhang annn sıch,
sel bereits ‚, VON Lamberth (Dr Coggans vorbereıtet W ar und die dement- iınsotern GT bewußt polıtısch rechtsra-
Residenz|] ach Victoria“‘ [Kardınal sprechend phantasıe- un gefühllos dikal ISt, auf eıne tradıtionelle iıch-
Humes Residenz] verlagert worden. angewendet werden. Keın Wunder, t(ung des englıschen Katholizismus be-
Die Ansprachen, Predigten un!: Briefe dafß viele der 15- bıs 25Jahrıgen der rufen, diıe über die Actıon francalse VO  3

des Kardınals den Klerus zeıgen, Sonntagsmesse ternbleiben, weıl deren Charles aurras ‚0 durch Hılaire
daß Reliıgion tur ıh nıcht 1ın erster - Buchstabentreue, treud- un! lebens- Belloc ach England übertragen wurde
nıe Sache VO Kırchenbauten un! lose Gestaltung ıhnen nıchts mehr un! iın den dreißiger Jahren eınen PIO-
Schultonds, sondern des Geılstes un:! taschistischen antısemıitischen TrendSagt
des Gebets ISt Der katholische Glaube ıne Meinungsumfirage des ‚„‚Catholıc bestärkt hatte. iıne Mehrkheıt der VO

1St für ıh „„eIn Flufßßß, ın ständıger Be- Herald“‘ (Z dıe, auf eınen sol- ‚„Catholıc Herald“‘ Befragten hatte sıch
chen Leserkreis beschränkt, nıcht VOTI- auch für die Freıiheıt in der Wahl derWCBUNS un VO  - Nebentlüssen gC-

spelist““, nıcht eın Gebäude VO  ; Lehr- behaltlos als repräsentatıv angesehen Mefßtorm ausgesprochen.
satzen. Er hat iın Fragen der sexuellen werden kann, erwıes iımmerhın eine In diesem Zusammenhang sel erwähnt,
Ethik Verständnıs und Toleranz be- generelle Annahme der verschiedenen dafß eın lateinısches Hochamt 1mM ‚Vatı-
zeıgt. Er 1St überzeugt, da{fß Ü der Veränderungen einschließlich der lü kanıschen Rıtus“‘ ın vielen englıschen

turgischen ın der Kırche seıtens eıner Pfarreien Sonntagen aufßer der Bet-allgemeınen Indifferenz Z Kırche
un Religion die meısten Menschen überwiegenden Mehrheıt der brıiti- sıngmesse üblich ISt Messen 1M AtI1-
das Verlangen haben, VErIrSCSSCHNC oder schen Katholiken, VOT 1llem 1n den dentinıschen‘“‘ Rıtus können aufgrund

eınes Indults, das och Kardıinalnıcht mehr als gültıg angesehene Jüngeren und miıttleren Altersschich-
Wahrheıiten VO  - (Jott un:! spirıtuelle en un! den Gebildeten. Dieser Um:- Heenan In Rom für Großbritannıen
Grundsätze hören, da{fß die Person frage zufolge wiırd die tridentinıische erwiırkte, besonderen Anlässen,

aber NUur mM1t esonderer bischöflicherun: Botschaft Jesu mehr denn Je ınter- Messe VO  j 14 Prozent bevorzugt, aber
essiert un: eın wirklicher Hunger ach NUr eıne verschwindende Miınderheıt Erlaubnıiıs un:! nıcht als Teil der öffent-
Gebet besteht. Er 1St sıch der Notwen- Prozent Sagten, s1e würden der lıchen Pfarrei-Meßordnung gefeiert

werden.dıigkeıt weıtreichender übertälliger Messe überhaupt ternbleiben, wenn S1€e
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talıen das „hberalisıerteste”
Abtreibungsstrafrecht?
Fın rechtsethischer on an der ıtalıeniıschen rıse

Während ın den meısten mıiıttel- un: nordeuropäischen des Nationalrates die Fristenregelung endgültig als e{id-

Ländern die Novellierung oder Neufassung des Abtreıi- bliert erscheıint, 1STt die Gesetzgebung in Italıen, dıe NUuMl

bungsstrafrechts ZU Abschluß gekommen ist, während 1ın bereıits selt über 7wWel Jahren 1im Gang ISt, einstweılen DCc-
der Bundesrepublık die Auseinandersetzung die An- StOPPCTU, wWwWenn auch nıcht eigentlich unterbrochen worden.
wendung des (sesetzes 1n wichtigen Teilbereichen (Aus-
richtung der Beratung, Entscheidungsfreiheit der Kran- Am Junı 1St der ıtalıenısche Senat ach mehrtägıger (Ge-
kenhausträger) weıtergeht un:! ın Österreich durch die neraldebatte dem Antrag der christlich-demokratischen
Zurückweisung des Volksbegehrens durch die Mehrheıit Senatstraktion gefolgt un! lehnte den VO  . der Abgeordne-
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tenkammer bereıts D Januar dieses Jahres aNSCHNOM- verlaufen die Verhandlungen darüber einselit1g ZUuU Vor-
Entwurf ohne Spezialdebatte über die Einzelbe- te1l der un! der Kommunıisten. Sıe wollten deshalb

stımmungen ab Das Ergebnis der Abstimmung War das die Verhandlungen möglıcherweıise storen, verlangsamen
knappste;, das INnan sıch vorstellen konnte: 156 154 oder 1in eıne andere Rıchtung weısen.
beı 1bwesenden Senatoren. UÜberdies Wrlr die Gültigkeıit Es Jag nahe, zunächst die Dıissens-Katholiken den-
der Abstimmung och während mehrerer Stunden en: enn S1€ hatten mehrere Änderungsanträge gestellt,
eıner technıschen Regelwidrigkeit iın rage gestellt. mıt denen ' sıe bereıts ın der Kammer un: iın wesentlichen

Punkten auch ın den Senatskommuissionen für Justız un!
Gesundheit unterlegenI: DDeren Posıtion unterschied

Pın nIC ganz überraschendes otum sıch aber nıcht grundsätzlıch VO der der ‚‚Abortisten‘‘.
des Senats Ihr Ja ZuU (Jesetz als SaNZCIHMN hatte.n s1e nıe ın Zweıtel

SCZOBCH.
Nıcht für alle dürfte das Ergebnis völlıg überraschend gCc- Der Gedanke, da{fß CS insbesondere soztalıstische Abgeord-

se1n. Denn geschlossen, Ww1e€e vieltach dargestellt netie seın konnten, hatte indessen mehr für sıch. Die Parteı
wurde, WAar die Front der ‚„Abortisten‘‘ nıcht. Das konnte pflegt sıch ohnehiın ımmer wieder ınker, nıcht
INan bereıits den Debatten ın der Kammer und noch kommunistischer, gebärden als die Kommunisten. An-
deutlicher den Auseinandersetzungen iın den Senats- stelle eınes miıt den Kommunıisten ausgehandelten Mınıi-
kommuissıionen ablesen. Außerdem sıch Fraktions- rnalprogramms, das eın erster Schritt ZUT Etablierung des
W in Italıen, ob GT Nu ormell oder iıntormell aNgC- vielzitierten ‚„‚Hıstorischen Kompromıisses‘‘ seın könnte,
wandt wiırd, immer 1Ur sehr begrenzt durch Und möchten s$1e gleich eiıne Mitte-Links-Regierung Eın-
schließlich hatte der Vorsitzende der christlich-demokra- schluß der Kommunıisten etablieren, iın der S1e sıch besser
tischen Fraktion 1m Senat, Bartolome:i, flankiert VO  3 Jurıi- verkaufen können glauben als ın den teils offenen, teıls
sten und Medizinern, den Antrag der Vortag der verdeckten Händeln 7zwıischen und KPI Wiıeviel diese
Abstimmung in eıner großen Pressekonterenz angekün- Vermutung tür sıch hatte, wurde deutliıch den ersten

dıgt und begründet. Reaktionen der sozıalıstischen Parteı ach dem Votum des
Senats erkennbar. Der sozıalıstische FraktionsvorsitzendeDennoch kam der wenıgstens vorübergehende Erfolg der

selbst für vatıkanısche Stellen unerwartet, der 1im Senat erklärte gleich ach der Abstimmung, U: sel CS

„„‚Usservatore Romano‘‘ das Abstimmungsergebnis mehr der Zeıt, sıch nıcht mehr mıt eiınem Mınıi-
geringer Zeitditferenz für die aufende Ausgabe ga nıcht malprogramm begnügen, sondern „„eıne Übereinkunft
abwartete, Stunden spater 1aber eıne zweıte Ausgabe her- über eın wirkliches Programm‘“ herbeizutführen ‚mıt eıner
ausbrachte, die das Abstimmungsergebnis entsprechend ftormellen Mehrheıit un:! eıner Regierung‘“‘. Im lar-
würdıgte. LEXT hıeß das Koalıtionsregierung der Parteıen des Ver-

fassungsbogens Einschlufß der Kommunıisten oder
Dıie Reaktionen und Spekulationen ın den ersten nottalls als Alternatıve — Volkstrontregierung.
Tagen nach der Abstimmung VOI allem auf Z7Wel Gesıchts-
punkte gerichtet: Wer die ‚„‚„Heckenschützen“‘ 4US TIrotz dieser Haltung der Sozıalısten 1St nıcht anzunehmen,

dafß CS eiınen abgestimmten Plan gab Dıie Abstimmungsın-den Reıihen der laızıstischen un Linksparteien (von den
Lıberalen bıs den Kommunisten), die mıiıt den Abge- dividualisten kamen sıcher A4UuS mehreren Lagern. Grund-
ordneten der des neotaschistischen MSI; der Demo- sätzliche Einwände die Vorlage hatten auch
crazıa Nazıonale un:! der SVP den Entwurt der e1- unabhängıge Senatoren den Liberalen und Republı-

Parteien gestiımmt hatten? Welche Auswirkungen kanern. NZO Bettizza, eın Senator 4US dem Kreıs des
„Giornale‘-Herausgebers Montanell:ı Betizza War übri-würde die Abstimmung auf die laufenden Verhandlungen

der ‚„Parteıen des Verfassungsbogens“‘ (von der bıs SCNS WwWI1e der ehemalıge (sozialdemokratische) Staatspräsı-
den Kommunisten, Ausschluß des MSI un der VO dent Saragat der Abstimmung terngeblieben kritisıerte
dıesem abgespaltenen Democrazıa Nazionale) über eın nachdrücklich die Tatsache, dafß mıt der Vorlage eıne radı-
„gemeınsames Programm‘‘ ZUTr Überwindung der WIrt- kale Gesetzesänderung übereilt und ohne ser10öse Recher-

chen ber die SESAMTICE Abtreibungsszene, ıhre Konflikteschaftlichen und innenpolitischen Krise des Landes ha-
ben? un ıhre Ursachen herbeigeführt werden solle Er stand
In den ersten Stellungnahmen von Politikern un 1ın den mıt diıeser Meınung innerhalb seıner Gruppe nıcht allein.
meısten Pressekommentaren herrschte die Meınung VOI, Im übrigen 1St keineswegs sıcher, daß alle der ZUBC-
daß nıcht die 5Süs Dissens-Katholikensdie 1mM rechneten Senatoren bei der geheimen Abstimmung

den Entwurftf gestimmt haben INnan sıch die Mehrhei-ngen Junı als Linksunabhängige auf der Lıiste der Kom-
munısten gewählt worden I1. Eher, die vorherr- ten in beiden ausern des Parlaments d. muflte miıt eiınem
schende Meınung, seıen einzelne Sozıalısten, möglı- Ühnlichen Ausgang fast gerechnet werden;: denn bereits iın
cherweise auch Soz1aldemokraten oder Republıkaner der Kammer ergab sıch für die Vorlage [L1UT eın Plus VO  3

172 Stimmen, während die ‚„„Abortisten‘‘ rechnerisch bersSCWesen. Denn gerade Sozialisten g1bt CS eın be-
eine Mehrheit VO  } 47 Stiımmen verfügten. Dıiıe rechnerischeträchtliches Unbehagen den bisherigen Verhandlungen
Mehrkheıit 1M Senat WAar M1t 12 Stimmen vie] geringer.über das „gemginsame Programm‘“. ach ıhrer Meıinung
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ber W1€e ımmer dem sel, spürbare Auswirkungen auf die stenregelung. hne voreılıg deuten Z wollen, sucht Inan
laufenden polıtischen Verhandlungen dürfte das Votum doch ach einer Erklärung, WAaTrum gerade ın Ländern mıiıt
des Senats aum haben Die Interessenlage zwıschen der ausgepragter katholischer Tradition sıch innerhalb Von

un! den Kommunıisten 1St 1M Augenblick S! daß wenıgen Jahren die tast totale Straffreiheit der Abtreibung
beide bemuhrtJA den Vorgang nıcht dramatisieren. durchsetzen konnte bzw annn Als eiıne AÄAntwort
So entschieden die (ın Übereinstimmung mıiıt der Kır- scheıint sıch anzubieten: Irotz der katholischen Natur-
che) die Vorlage 1n jeder Phase der öffentlichen un:! parla- rechtstradition ın Fragen, die das Verhältnis VO Recht
mentarıschen Auseinandersetzung abgelehnt hat, nach- un:! Ethos betreffen, wurde gerade auch iın katholischen
drücklich hat sıch die VO  - der gestellte Minderheitsre- Ländern iın Moralfragen vornehmlich innerrelig1iös AISU-
QIierung Andreottiz Drängens seıtens katholischer mentiert. Mıt dem Einsickern der Säkularisierung ın den
Gruppen 4aUuS dieser Auseinandersetzung herausgehalten kulturellen Wurzelgrund dieser Länder wırd die innerreli-
un: die Reform des Abtreibungsstrafrechts Z alleinıgen o1ÖSE Moralargumentation weniıger un! wenıger akzep-
Angelegenheıt des Parlaments erklärt. Politisch höchst tıert und hre gesamtanthropologische Grundlage wiırd,
akut würde die Sache CEST, wenn das Gesetzgebungsver- weıl vielfach vernachlässıgt, überhaupt nıcht mehr FCSC-
fahren endgültıg scheitern sollte un CS eıner Volksab- hen Als angebliches christliches oder Sal NUur katholisches
stımmung parallel ZU Reterendum ber das Eheschei- Sondergut verliert s1e für die Mehrheit der säkularisıert
dungsgesetz kommen sollte. denkenden un! sıch verhaltenden Bevölkerung offenbar

weıtgehend die Überzeugungskraft. Überzeugende Ge-
genmodelle, ıIn denen sowohl! der grundlegende anthropo-

Fın grobschlächtiger logische Zusammenhang VO  . Ethik und Recht wI1e ‚—

gleich deren relatıve Unterscheidbarkeit be] der Formulıie-
och zunächst der VO Senat abgelehnten (seset- rIung VO Stratrechtsnormen ZU Ausdruck kommt,
zesvorlage. Da diese durch die beiden Senatskommiss1io0- wurden ZU Teıl Sal nıcht, ZU Teıil spat entwickelt.
nen Justiız un! Gesundheit 1Ur wenı1g verändert wurde,
können WIr uns 1m wesentlichen auf die VO  - der Abgeord- Die Grundaussage des Artikels 1 enthält zugleich den
netenkammer 1mM Januar verabschiedete Fassung stutzen. Grundwiderspruch der SaNzZCH Vorlage, Wenn InNnan ıh mı1t
Sowelıt die AÄnderungen durch die Senatskommuissionen Artıkel 2 vergleicht. Der Staat heıfßt CS 1mM Artıkel 1
VO  . GewichtIl werden diese als Teil der bısherigen „„garantıert das Recht auf bewufte un:! verantwortliche
Debatte berücksichtigt. Fortpflanzung; SIr anerkennt den sozıalen Wert der Mut-

terschaftt un! schützt das menschliche Leben VO  3 seınem
Die Vorlage 1STt eın umfangreiches Gesetzeswerk aus$s Begınn an  . Zugleich wırd versichert, der freiwillige
TD Artıkeln. Von besonderem Gewicht un! entsprechend Schwangerschaftsabbruch se1 eın Miıttel der Geburten-
besonders umstrıtten sınd Artıkel (Grundaussage), Artı- kontrolle. Di1e weıtläufigen Indikationen des Artikels 2
kel2 („Indikationen“‘), Artıikel 3 (Voraussetzungen un:! machen aber den Text, sotern Gesetz wırd, nıcht NUur

Verfahren, das bei einem Schwangerschaftsabbruch e1IN- eıiner Magna Charta eiıner völlıg willkürlichen Ausle-
zuhalten 1St), Artıkel (das Gewissensrecht des ‚‚Sanıtäts- sgung des Schutzes menschlichen Lebens iın seıner gC-
personals‘“ die Ärzte als eıgene Kategorıe werden nıcht burtlichen Phase, sondern damıt weitgehend doch auch
einmal ausdrücklich angeführt das eıne Mitwirkung wenı1gstens eiınem indırekten Miıttel der Geburtenrege-
eiınem Schwangerschaftsabbruch ablehnt) un! Artıkel 13 lung. Dıiıeser Grundgehalt der Vorlage wırd auch durch
(Beratungsstrukturen). Artıkel 14 nıcht aufgehoben, der den abtreibenden Arzt
Dıe Gesamtvorlage 1St nıcht leicht charakterisieren. Der ermahnt, die Tau ber alle Miıttel ZUuUT Verhütung MI

'OorM ach handelt CS sıch eın Indikationenmodell: der wunschter Schwangerschaiften autzuklären. Denn dieser
Konzeption UuN Wirkung ach eın Fristenregelungs- Artikel betrifft Ja Nu  I mögliche Schwangerschaften ach
modell; der Zielsetzung ach eın weıtestreichendes vollzogener Abtreibung, un! die Indıkationen, die den le-
Entpönalisierungsmodell. Das Modell der iıtalieniıschen galen Schwangerschaftsabbruch ermöglıchen, sınd weıt
Vorlage 1St wesentlich „abtreibungsfreundlicher‘““‘ als das gefaßt, daß jede Nur denkbare Möglıchkeıit darunter $5llt
tranzösıische Fristenmodell (wegen der sehr viel 0V Artıkel bestimmt: ‚‚Der freiwillige Abbruch der
länglicheren Regelung der Beratung), und CS 1St der tast Schwangerschaft wiırd ın den ersten 90 Tagen der Schwan-
totalen strafrechtlichen Freigabe der Abtreibung e1N1- gerschaft gESLALLECL, Wenn die Schwangerschaft, die Geburt
SCS näher als das bundesdeutsche Indikationenmodell oder die Mutterschaft eiıne ernste Getahr für das leibliche
(wegen der och weıtergefafßsten Indikationen). Am äch- oder seelısche Wohl der Frau, sel 1mM Blıck auf ıhren Ge-
sten kommt ıhm vermutlich die österreichische Varıante sundheitszustand, sel CS ıhrer wirtschaftlichen,
der Fristenregelung (weıl auch Oort die Beratung ZW al 7z1ialen oder famiılialen Verhältnisse oder ın bezug auf die
nıcht blof(ß takultative, ohl aber eıne sehr ormale An- Umstände, denen die Empfängnıis stattgefunden hat,
gelegenheıt ISst). oder der Voraussıcht VO  3 Anomalıen oder Mißgbil-
In eın katholisches Kernland paßt W 45 ımmer der ıtalıe- dungen des gebärenden Kındes mMi1t sıch bringen
nısche Katholizismus Schwäche un! Stärke ausstrahlt würde  C« Das Netz 1St also weIıt annt, dafß Frauen,
dieses Modell ebensowenig w1e€e die Öösterreichische Frı- die auf rund welcher Veranlassung auch ımmer 1btreiben
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wollen, den „passenden“‘ Grund eigentliıch Sal nıcht VCI- Regelungen zugleıch erreicht werden: die nıcht aAULOMA-
fehlen können. tische Eiınbeziehung der kiırchlichen Krankenhäuser,
Dieses Netz wırd och weıter durch die vorgesehenen mıiıt diese möglichem Druck sınd: ıne ZEWISSE
Feststellungsprozeduren un Beratungsstrukturen. ach Kontrolle über prıvate ‚‚Sanatorıen‘‘, die Nur auf Antrag
Artikel annn sıch die Frau, die ıhre Schwangerschaft ab- Abtreibungen durchführen können, un: ZWaTr dürfen
rechen will, eınen 1mM öffentlichen Gesundheıitswesen, diese 25 Prozent aller operatıven Eıngriffe nıcht über-
in eiınem zugelassenen Sanatorıum oder ın eıner durch das schreiten; damıiıt 11 INan offenbar nıcht 1Ur für hygıen1-
(Jesetz VO Julı 975 vorgesehenen (Ehe- un:! Famıilıen-) sche Verhältnisse SOTSCH, sondern vermeıden, daß reine
Beratungsstelle tätıgen Arzt ıhres Vertrauens wenden. Abtreibungssanatorien entstehen. Mag diese Lösung 1m
Idieser prült den Fall un: trıfft die nötıgen Feststellungen. Rahmen der Möglıchkeiten des Gesetzes och hıngehen,
Handelt CS sıch um Eilbedürftigkeit, kann der Arzt ıne werden doch Zzweıtens die Ärzte un:! das Assıstenzper-
Bescheinigung ausstellen, mıt der sıch die Tau gleich ZUTr sonal in öffentlichen Krankenhäusern, die Schwanger-
Vornahme des Schwangerschaftsabbruchs ıne dafür schaftsabbrüche nıcht durchtühren wollen, autf den Status
zugelassene Stelle wenden annn ach Artıkel sınd das VO  - „Verweigerern a4aus Gewissensgründen‘“‘ heraufgeho-
Ärzte ın den gynäkologischen Abteilungen der allgeme1- ben bzw heruntergesetzt. (Der Ausdruck steht 1m Ar-
CN Krankenhäuser oder vergleichbare spezlalısierte Fın- tikel Damıt diese als ‚„„Verweıigerer aUus Gewissensgrün-
rıchtungen des öffentlichen un: des VO Staat ermächtig- den“‘ auch anerkannt werden, 1St eın formelles Verfahren
ten prıvaten Bereıchs, wobe!i Schwangerschaftsabbrüche notwendig; ZWAaTlt nıcht ın orm eıner Gewissensprüfung,
während der ersten drei Monate auch ın (von den einzel- aber durch eine Präventiverklärung, die spatestens eınen
1CN Regionen autorısıerten) Sanatorıen durchgeführt WeT!r- Monat ach Inkrafttreten des (sesetzes oder der staatli-
den können. Liegt Eilbedürftigkeit nıcht VOI, wırd ine chen Ermächtigung für Schwangerschaftsabbrüche 1n Prı-
einwöchıge Bedenkzeıt dazwischengeschaltet. ach eiıner vatklınıken abgegeben un: dem Provınzarzt mitgeteilt
Woche 21000 die al sıch mMI1t der Bescheinigung des Arz- werden MU' Nıcht zuletzt ın der ftormellen Verpilichtung
tes dem Abbruch unterziehen. der öttentlıchen Krankenhäuser, Schwangerschaftsabbrü-
Etwas gestaltet 1St das Feststellungsverfahren bei che auch durchzuführen, und der Einführung einer Mel-
Abbrüchen ach dem dritten Schwangerschaftsmonat: 1m depflicht für sıch weigernde Ärzte wırd deutlıch, daß das
Falle eıner schweren Getahr für das Leben der Tau oder (Cesetz als SaNZCS nıcht 1Ur Straffreiheit zulassen, sondern
be] (nıcht näher umschriebenen) „pathologischen Pro- wen1gstens ındirekt eın Anspruchsrecht aut Abtreibung
ZCSSCH, darunter solchen, die sıch auf Anomalien oder etablieren ll
Milßsbildungen der Leibestrucht bezıehen, welche eıner
schweren Gefahr für die leibliche oder seelische Gesund-
heıt der ral führen‘“‘. Das Vorliegen der Indikation mu{l Emanzipatorische Leıtideen
VO  3 eiınem Arzt des Krankenhauses festgestellt werden, ın
dem der Abbruch durchgeführt wiırd; dieser Arzt “kann“ Am meısten umstrıtten der Vorlage 1St die Gesamtper-
sıch Rat bei Spezlalısten holen un! 1St gehalten, eventuelle spektive. Sıe tragt deutlich emanzıpatorische Züge. Der 1n
Kontraindikationen prüfen. Genauere Prüfung 1St auch den etzten Jahren ın Italien dem außeren Anschein ach
vorgeschrıeben 1m Falle VO jugendlichen Schwangeren 1mM fast urplötzlıch ausgebrochene teministische Emanzıpa-
Alter sechzehn: Eltern oder Vormünder mussen SC tionskampf hat iın der Vorlage ZWaTr eınen gezähmten, aber
fragt werden; eın eigentliches Mitentscheidungsrecht CI- doch deutlichen Niederschlag gefunden. [ )as heißt nıcht,
halten S1€e aber nıcht. daß diese Frauengruppen und hre polıtischen Patrone M1t

der Vorlage bereits zufrieden sınd. Dıie feminiıstenträchtige
Eıner der allerschwächsten Punkte 1St neben dem Italienısche Frauenunıion Wr denn auch MI1t eine
schwammig tormulierten un:! NUur takultativen Beratungs- der ersten Organısationen, dıe ach dem Votum des Senats

vehement für das Reterendum un! tür die volle strafrecht-verfahren den Vorrang des Selbstbestimmungsrechts der
Schwangeren wollte INa auch 1ler lupenreıin durchhal- liche Freigabe der Abtreibung demonstrierte. Erscheint 1MmM
en die Umschreibung der Posıtion derjenıgen den parlamentarischen Raum die Einteilung ın ‚„Abortisten“‘
Ärzten un! den assıstierenden Angehörigen des Ge- un!: ‚„Antıabortisten“‘ wen1gstens 1mM Blıck auf einzelne
sundheitsdienstes, die iıne Beteiligung legalisıerten Minderheıtengruppen (Dissens-Katholiken, unabhängige

Liberale un! ıberale Chrıstdemokraten) — als ebensoSchwangerschaftsabbrüchen ablehnen.
Erstens sınd staatlıche Krankenhäuser ZUuUfFr Durchführung grobschlächtig, WwW1e€e die Kernbestimmungen der Vorlage
des Abbruchs verpflichtet. Eın Streıt, welche Kranken- der schwierigen aterıe sınd, drückt diese
hausträger Eıngriffe verweigern können, könnte also ach Zweıiteilung das Meinungsklıma insgesamt doch riıchtig
diesem Gesetz 1mM Gegensatz ZUuUT!T Bundesrepublık ın Italien A4US

Sar nıcht erst entstehen. Priıvate Krankenhäuser sınd trei- Fur die Befürworter der Vorlage sınd 7Wel Leitlinıen ma(ß-
lıch dusgeNnNOMMEN. In ıhnen dürten Schwangerschattsab- gebend: die Bekämpfung der ‚„klandestinen‘‘ Abtrei-
brüche L11UTFr durchgeführt werden, WeNnNn s1e ach Artikel bungen durch weitestgehende Entpönalıisierung, ”7.die
auf Anfrage VO  3 den staatlıchen Gesundheitsbehörden be- Durchsetzung des uneingeschränkten Selbstbestim-
sonders dazu autorisiert sind. Damıt sollten offenbar Z7WeI mungsrechts der Trau iın der rage, ob eın ınd ZUT Welt
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gebracht werden soll oder nıcht. Hınsıchtlich der ersten jede iıtalienische Tau ın ıhrem Leben bıs 16 Abtreibun-
Leitlinie g1bt Cs Nuancen, hinsichtlich der Zzweıten aum SCH hınter sıch bringen, w 24s ohl doch nıcht recht
Allen Befürwortern 1St 1mM Falle der ersten Leitidee SC glaubhaft sel. ‚„‚Katholische“‘ Schätzungen kamen enn
meınsam, daß die Rücksicht auf die persönliche (gesund- auch autf ‚bloße‘“‘ 150 000 bıs 72700000 Abtreibungen PTO
heitliche) un: sozıale Lage der Tau Vorrang erhält VOIL Jahr; sıcher auch ıne sehr approximatıve Schätzung, die
dem Lebensrecht des Kındes. Unterschiedlich ISt ZU) Teıil aber selbst der ıtalienischen Wiırklichkeit wesentlich näher
die Zielsetzung: die einen sprechen ungeniert VO:  n} der kommen dürfte
„Freıiheıit ZUrTr Abtreibung‘“‘, die anderen VO  e} der „„Freiheıit

In beiden ausern des Parlaments wurden VorstößeVO  w der Abtreibung‘‘; h., die Schwangere soll durch In-
formatıon, Beratung, Hiılfsangebote wirklıch frei werden, einer schärferen Profilierung des Beratungsverfahrens-
sıch für oder die Schwangerschaftt treı entsche1- InOoMMEN; beide Male drangen die Befürworter eıner
den solchen Änderung nıcht durch Wıe schon eingangs angc-

deutet, sıeht der Entwurf ZW aal eın Beratungsverfahren
Des letzteren Arguments bedienten sıch VOT allem die Dıs- VOI, und ZW al nach Art eigentlıch ein doppeltes: Einmal
sens-Katholiken un:! ıhre Wortführer: Pıero Pratesi 1n der soll der Vertrauensarzt die Schwangere and staatli-
Kammer, Ranıero La Valle, der ehemalige Chetredakteur cher Unterlagen auf die Beistandsrechte hıinweıisen, die der
des katholischen ‚„Avvenıre d’Italıa‘‘, 1M Senat. Die nde- Schwangeren zustehen: FA 7zweıten soll der Arzt die
IunNngscCN, die VO  . einzelnen dieser ruppe auf rund dieser Schwangere auf die Beratungshilfen des Gesundheitsdien-
Nuancıerung vorgeschlagen wurden, bezogen sıch aber STES WwW1e€e der Familienberatungsstellen hinweisen. Dıiese

sollen sıch auch die Ursachen kümmern un:! s1€ be-durchwegs auf blöß kosmetische Korrekturen, sel CS ın der
systematıschen Anordnung der Bestimmungen (die pra- heben suchen. berverpflichtend 1St diese Beratung nıcht,

un eiıne strikte Irennung zwıschen der Beratung und demventıven Mafßnahmen sollten den eigentlichen Gesetzesbe-
stımmungen vorangestellt werden), sel CS Vokabular, den Eingriff u. U vornehmenden Arzt gibt CS auch nıcht.
das ach ıhrer Meınung sachlıcher, ‚„Jaıkal‘‘, aber nıcht In der Abgeordnetenkammer hatte Pıero Pratesi den An-
„ıdeologisch‘“ aussehen sollte. Da aber die zweıte Leitidee trag eingebracht, die Einschaltung der Beratungsstellen
auch VO  — dieser Minderheitengruppe uneingeschränkt ak- obligatorisch machen. Dıie erklärte damals, für den
zeptiert wurde, W al ein wesentlicher Beıtrag ZUr Verbes- Antrag stımmen wollen, die Kommunıisten erschienen
SCIUNg der Vorlage durch sS1€ nıcht möglıch. Die Argu- verhandlungsbereıt. Da die kleinen Parteıen entschieden
mentatıon Lebensschutz des durchgehenden Vor- dagegen9konnten auch die Kommunıisten nıcht da-

des Selbstbestimmungsrechts der Tau der Sal auf für werden. Der Antrag tiel durch uch ın den
Grund dieses Selbstbestimmungsrechts konnte wen12g Senatskommissionen blieb CS beı optischen Retuschen
überzeugen, blieb nıcht freı VO  — Wıdersprüchen und un be] eıner posıtıveren Umschreibung der Aufga-
tuührte 1n der Vorlage selbst eıner weıtgehenden Abwer- ben der Beratung.
tung des vorgeburtlichen menschlichen Lebens. Das wırd Akzeptiert wurde dort allerdings eıne ‚.neutralere‘‘ For-

dort deutlich, La Valle der kirchlich-katholischen mulıerung 1M Artıkel 2: Statt ‚„der freiwillige Schwanger-
Seıite „posıtivistische Devıanz“‘ vorwirft, s1e hole be] der schaftsabbruch zırd gestattet‘, sollte jetzt heißen MT
Biologie Rat, obwohl die Wiıssenschaft nıcht könne, nıcht strafbar‘. ber auch diese Modifizierung äÜnderte

nıchts der Gesamttendenz des Entwurfts. Und die Al-WAaNLN der Mensch beginnt, da bzw iınsofern S1€ nıcht
WISSEe, Wer der Mensch se1 (vgl ‚„ Cıvılta Cattolica‘‘, ternativvorschläge der DC als der erklärten Verliererin der

7/7) Diese Posıtion hinderte La Valle 1aber nıcht, sEe1- „„Antıabortisten‘‘ hatten nıemals Aussıcht, eıne Mehrkheıt
nerselts posıtıvistische Argumente entlehnen, 7B finden. Di1e Beschränkung auf dıe medizinısche Indıka-
durch Berufung autf das Verfassungsurteil VO  - 1975 durch t10N, die durch arztliche Gutachterstellen festgestellt S
das die Zulässigkeit der mediı:zınıschen Indikation durch den sollte, schıen für keine andere Parteı akzeptabel
Verfassungsrichterrecht eingeführt wurde, durch das 1aber se1in. Mıt dem Ausbau präventiver Mafißnahmen einer
mMıiıt dem Hınweıs, da{fß der Fötus keine Rechtsperson sel,; weıtgehenden stratrechtlichen Freigabe konnte sıch die
anthropologisch durchaus unzulässıge Schlüsse ZU DPer- ebensowenı1g durchsetzen. Ihr Vorschlag, gesetzliche

Ma{fißßnahmen T: Erleichterung der Adoption in das Ab3-Oonseın des vorgeburtlichen Lebens SCZOSCH wurden.
Zu welch argumentatıven Purzelbäumen gerade diese treiıbungsstrafrecht einzubauen, vermochte sıch ebenfalls
Gruppe Zuflucht nehmen mußte, zeıgt der Satz VO  3 La nıcht durchzusetzen.
Valle Leben se1 ZUWaT ein Recht, aber Geborenwerden e1in
Geschenk (der Mutter) Der Episkopat un! die katholischen Verbände haben

durch zahlreiche un wıederholte Stellungnahmen in die
Beide Leitlinıen wurden sowohl miıt soz1ıalen WwW1e€e mıit parlamentarısche Auseinandersetzung eingegriffen, auch
emanzıpatorischen Postulaten untermauert, wobe!l W1€ der Vatıkan; publizistisch VOI allem über den ‚„Usserva-
auch anderswo das Elend der ıllegalen Aborte weıt über- OTE Romano*‘“©. Hatten sıch die Bischöfe bereıts VOTLT der
triıeben wurde. Be1 jJahrliıch Z7WEI bıs dreı Miıllionen Abtrei- Abstimmung ın der Kammer 1n ottenen Briefen den
bungen, rechnete NZO Bettizza den engagıertesten Staatspräsidenten, den Regierungschef un: die DPra-
„Abortisten‘‘ VOT (vgl ‚A Giornale‘“‘, ZUN mudfßte sıdenten der beiden Häuser des Parlaments entschieden



7  C  a

34 /Entwicklungen
die Vorlage gewandt, appellierten s1e VOTL der Ab- bung ISt, mıt der Sammlung VO  3 ber 500 000 Unterschriuf-

stımmung 1M Senat VO ın einem Briet Senats- ten bereits 1MmM Frühjahr 1976 die Voraussetzungen gC-
präsident Amuntore Fanfanı un! eschworen die Senato- schaffen hatte. egen der vorgezogchCch Wahlen VO

IeN, nıcht eınem (Gesetz zuzustımmen, das eınen großen 13 Junı 1976 konnte CS damals vermıeden werden, C555 mu
Teıl der Bevölkerung in Gegensatz dem bringe, W 45 ıh- 1ber spatestens bıs ZU Junı 19/8 durchgeführt werden,
nen ıhr Gewiıissen SapcC. Zugleich wandten s1e sıch Ahnlıch wWwenn bıs dahın die Bestimmungen ber die Abtreibung
wI1e seinerzeıt die deutschen Bischöte 1ın eıner ‚„‚Botschaft“‘ A4US dem SO$-.) aUuUus der taschistischen eıt stammenden ‚, Co-

die ‚‚katholischen Gemeinschatten Italıens‘‘, ın der s1€e dice Rocco*‘‘* nıcht PCI Gesetz aufgehoben siınd. Es gz1bt —
nochmals VOT dem ‚„bDösen Gesetz‘‘ Warn(ten, auf den Un- UGr den „„Abortisten‘‘-Parteıen Tendenzen, gleich auf das
terschied zwıschen Gesetzesstand un! sıttlicher Ver- Referendum sertzen un! die Vorlage ga nıcht ErSsSt wI1e-

der NEeUu behandeln. och dürtten weder Kommunıistenpflichtung hınwıesen un eindringlıch bedauerten, dafß
sıch Christen NU: auf rund ıhres Berults VOT die Notwen- och christliche Demokraten einer solchen Lösung 1N-
digkeit gestellt sehen würden, „Verweigerung A teressiert se1n. So 1St damıt rechnen, daß das Gesetzge-
Gewissensgründen“‘ eısten, sıch nıcht Abtrei- bungsverfahren nıcht 1Ur VO  3 1n Gang kommt,

sondern dafß iINnan eıne noch rechtzeıitige Verabschie-bungen beteilıgen mussen (vgl den Wortlaut beider
Dokumente 1m ‚‚Usservatore KRomano'’‘‘, 15 77) Mehr- dung bemüht seın wiıird Der Zeıtzwang, dem iInNnan durch
ach kam CS auch katholischen Großkundgebungen u  — das drohende Referendum unterworten ISt, paßt treilich
ET Beteiligung der Hıerarchie: die ohl oröfßte Wr die wen1g ZUT schleppenden ıtalıenıschen Gesetzgebungsma-
1m Mailiänder Fußballstadion San Sıro VO Z Aprıl mıiıt schıinerie.
Mutter Teresa un! dem Maıiıländer Frzbischot Kardınal
(110vannı Colombo als Rednern. In verschiedenen Teıilen In eiınem Kommentar des ‚‚Corrıere della Sera  C« (9 77
talıens haben sıch — parallel ZUr ‚„Aktıon Leben‘‘ wurde deshalb der Vorschlag eınes 5S0O% ,, Telegramm-Ge-
Österreich regionale Inıtiatıven ZU Schutze des WCOCI- setzes‘‘ gemacht, durch das das bestehende (sesetz des @

dice Rocco außer Kraft DESCTZL wurde, ohne da{fß zunächstdenden Lebens gebildet. S1e könnten VO  - Bedeutung se1n,
WENN eın Reterendum unvermeıdbar würde. Insgesamt hat eın dessen Stelle treten mußfete. Damlıt entstuünde
INan aber den Eindruck, kirchlicherseits halte INnan sıch, eın gesetzesireıer Zustand, der aber praktisch totaler Straf-
die bösen Lehren A4US dem Ehescheidungsreferendum noch treiheit gleichkäme. iıne solche Lösung 1st 7zweıtellos die
1mM Tornister, aller Entschiedenheit gerade 1M Blıck Wunschvorstellung vieler ‚„Laizısten“‘; ein solches Tele-
auf eın möglıches Referendum un! seıne schwer kalkulier- oramm-Gesetz wüuürde 1aber mıt Sıcherheıit 1mM Senat keine
baren polıtischen Wırkungen eher zurück. Mehrkheıt erhalten. Nıcht NUur die un:! die Rechtspar-

telen könnten ıhm nıcht zustımmen, auch die Dıssens-Ka-
tholiken un: andere 50 Unabhängı könnten nıcht,

Referendum oder Verfassungsklage? wollten s1€ nıcht jede Fasson verlieren. Fher 1St anzuneh-
IMCI, dafß das (sesetz ın eiınem 7zweıten Durchgang mMiıt

och zunächst stellt sıch die rage, w1e€e UU weıter vertah- einıgen Veränderungen. doch aNSCHOMM wırd, CS sel
Icn werden soll Dıie laizıstiıschen Parteıen der Mıtte un:! denn, lIınke un! revolutionäre Sozıalısten hätten auch dann
der Linken (einschließlich der Sozıalisten un: Kommunıt- wiıeder eıne Regierungskrise 1mM Sınn oder manche Soz1alı-

sten un: Liberale hielten ımmer och ach dem efe-sten) haben die 1mM Senat abgelehnte Vorlage bereıts Z7Wel
Tage spater gleichlautend iın der Abgeordnetenkammer rendum Ausschau un:! brächten das Projekt deswegen

Fallwieder eingebracht.
Es herrschte zunächst ZW al Unsicherheıt darüber, ob das Wesentlich werden die Veränderungen freiliıch nıcht se1ın

können. Denn VO den beiden Leitlinien 1STt 1Ur dienach der Geschäftsordnung überhaupt zulässıg sel, weıl
auch für die Kammer die Bestimmung gılt, dafß eıne abge- die Entpönalisierung, für beide Rıchtungen sehr begrenzt
lehnte Vorlage ohne wesentliche Veränderung erst nach kompromißfähig. Die zweıte, die Ausrichtung des Ge-
sechs onaten wiıieder eingebracht werden annn ber CS SAMTBESETZES letztlich alleın „„Selbstbestimmungs-
War unklar, ob dies für die Kammer auch dann gilt, wenn recht‘“‘ der Frau, 1St CS auf jeden Fall nıcht. Dıie Laızısten
eine Vorlage durch den Senat abgelehnt worden 1ISt Auf wollen 1er eın Entgegenkommen, un! die christlichen
Präzedenztfälle konnte INan sıch otffenbar nıcht beruten. Demokraten können diese Leıitlinie nıe akzeptieren. Es

bliebe dann ımmer och dıe Zuflucht einem Refe-och scheint die dem Procedere nıchts in den Weg
legen, da{fß vermutlich MmM1t der neuerlichen Beratung rendum A4a4Ms$ der entgegengesetizten Rıchtung; diesmal se1-

tens der Katholiken, ohl aum seıtens der als Parteı.bald wıeder begonnen werden annn
Denn: w1e€e das Jetzt bestehende könnte auch das NEUC (Ge-

Für den Senat gılt jedoch auf jeden Fall Wiedervorlage sSetiz durch eın Reterendum wiıieder au der Welt geschafft
CTSLT ach sechs Oonaten. Dann eilt die eıt Ist das Gesetz werden. Der Ausgang ließe sıch schwer, jedenfalls nıcht
bıs Mıtte Aprıl nıcht endgültig VO  - beiden Kammern VCI- eindeutig VOTaUSSaSCH WwW1€e beim Referendum über das
abschiedet, mu{fßß das Referendum durchgeführt werden, Ehescheidungsgesetz, da das Thema Abtreibung die Ge:
tür das die Radıkale Parteı, die w1e die ZESAMTLE radıkale wıssen doch sehr vie] mehr anspricht und aufwuüuhlt als se1-
Linke Vorkämpfterin für die volle Stratfreiheıit für Abtrei- nerzeıt das Ehescheidungsgesetz. Dennoch dürfte INnan
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sıch angesıichts der abılen polıtischen Gesamtlage un:! der oder Sal die Umkehrung seiner Tendenz 5
Erfahrungen mı1t dem Scheidungsreferendum 11UT schwer ohl aber eıne akzeptable Verbesserung wesentlicher
AaZu entschließen. Als Alternatıve bliebe dann ımmer Teile (Umschreibung der Indikationen, nıchtstrafrechtli-
och die Verfassungsklage. Von einem Urteil des Verfas- cher Schutz des Lebenss, obligatorische Beratung).
sungsgerichts ware gewıß keine Aufhebung des Gesetzes Andrea Dallago

IntervieWw

Wie notwendig und WIE gefährlich ıst diıe
Kernenergie?
Fın espräc mıiıt dem Darmstädter Energietechniker Professor Kurt Jaroschek

Der Streıt den Bayu VO  N Kernkraftwerken hat ın den stellungen der Bundesregierung Z künftigen Energıe-
etzten Onaten nıcht NT dıe engagıerten Kernkraft- bzw über den Anteiıl der Kernenergıe der
werkgegner, sondern auch Politiker, Gewerkschaftler un künftigen Strombedarifsdeckung ständıg zurückge-
einen Großteil der dırekt oder indırekt betroffenen Bewvöl- schraubt. Ursprünglıch bıs 1985
kerung ın Atem gehalten. Das folgende Interview miıt dem dann Ur och schließlich bezeichnete Bundes-
emerıtierten Darmstädter Energietechniker Kurt Jaro- wırtschaftsminister Friderichs auch die 1Ur noch
scheR, der dem vrelatıv hbleinen Kreıs DO  x Fachleuten In ‚als wunschenswert‘‘.
der Bundesrepublıik gehört, dıe Ausbau der Kernener-
g1€ seıt ıhrem ersien Entwicklungsstadium mitgewirkt ha-
ben, soll der Informatıon DOT allem uber Z7Iy€1 zentrale A „Ist der Engpaß erst einmal da, werden

egenmalßnahmen spat kommen“pekte der Kernenergıe dienen, ıhrer Wıirtschaftlichkeit UunN
ıhren Sıcherheitsrisiken. Dıie Fragen stellte Seeber.

Sehen Sıe bereıts für die nächste eıt akute Getahren
Herr Proftfessor Jaroschek, anhaltende Bürgerpro- für die Stromversorgung, wenn der jetzıge Zustand der
die manchmal bıs dıie Grenzen der Gewaltanwen- Verzögerung der Inbetriebnahme b7zw der Baugenehm:i-

dung gehen, Unsicherheıt ınnerhalb der polıtıschen Par- SUNSCHIL, der praktisch eiınem Moratorıium gleichkommt,
teıen, einander widersprechende Gerichtsurteile W1€ die nächsten Jahre andauert oder ın den nächsten vier bıs
Jüngst ın Freiburg un:! dann in Würzburg ZU Thema tünt Jahren keıin ennenswerter oder HDG eın sehr redu-

zierter Ausbau Kernenergıe erfolgt?Berstschutz un: abnehmende Entscheidungsbereitschaft
VO Regierungen das W alr 1n den etzten onaten das
Scenarıo der Auseinandersetzung über die Kernenergıe. Jaroschek: Man dart hıer nıcht übertreıiben. Es 1St nıcht
Gerät das polıtische Gemelnwesen durch das Thema S! dafß CS 1ın 7wel Jahren, WenNnn der Bau VO  3 Kern-
Kernenergıe aufßer Irıtt? kraftwerken zunächst praktisch würde, elek-

trischem Strom tehlen wırd oder bınnen kurzer Zeıt, Ww1€
Jaroschek: In der Tat, außer Trıtt geraten droht CS gelegentlıch schlagwortartig heıßt, die Lichter ausgehen
das (GGemeinwesen wenıgstens insofern, als die polıtischen werden. Wır haben Ja die pflichtgemäß angelegten Reser-
un!: gesetzgeberischen Instanzen, die Regierungen un VCI, durch die (unvorhergesehene) Auställe un:! Wetter-
Parlamente, durch den öftfentlichen Widerstand den einflüsse aufgefangen werden können. ber Ist C685 erst

Bau VO Kernkrattwerken stark verunsıchert worden sind. eiınmal weıt, daß INan diese Reserven in Anspruch neh-
Durch die anhaltenden Proteste sınd die Polıtiker INZWI1- INEeCN mufßß, weıl für die rechtzeıtige Erschliefßung
schen sehr ırrıtıert worden, dafß sS1€ C555 nıcht mehr WaSCH, Primärenergıe nıcht SESOTBL wurde, werden die Reserven
Entscheidungen treffen. Man kann dies deutlich of- ın absehbarer eıt usammenschmelzen. Und dann wiırd
ti7ziellen Außerungen studıeren, die VO  - eıit eıt gC- CS eben Glücksache se1n, ob WIr gut ber die Runden kom-
macht werden. Zunächst hat sıch eingebürgert, da jeder Inen oder nıcht. Sıe mussen bedenken, dafß VO Baubegınn
Politiker sagte, die Sıcherheıit der Bevölkerung habe 1abso- bıs Z Inbetriebnahme eınes Kernkraftwerks ach heuti-
luten Vorrang. Damıt ıng Dann wurden die Vor- SCIM Stand sechs Jahre vergehen, mıt dem Genehmi1gungs-


